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Strafverbüßung 
Behinderte und der Schutz vor sexuellen Übergriffen Der Petitionsausschuss verhalf einer ver- 

urteilten Mutter mit zwei Kleinkindern zu ei- 

Braucht Nordrhein-Westfalen 
Stiftungshochschulen? 

Für die SPD gelte: Sie nutze alle Wege zur Modernisierung der Hochschulen und zur 
Förderung ihrer Möglichkeiten zur Kooperation mit der Wirtschaft. Eine Scheindebatte 
unter dem Stichwort ,,Stiftungshochschule': die Hochschulen wie kooperationswilligen 
Unternehmen nichts bringe, werde abgelehnt. Das erklärt der SPD-Abgeordnete Diet- 
rich Kessel. Der CDU-Abgeordnete Manfred Kuhmlchel betont, die CDU sage Auto- 
nomie und meine sie auch. Die Hochschulen dürften und sollten gestalten: ihre Stu- 
dienpläne, ihre Schwerpunkte in Forschung und Lehre, ihre Organisation. Eine pri- 
vatrechtliche Stiftungshochschule signalisiere Staatsferne und damit Handlungsfähig- 
keit. Der FDP-Abgeordnete Professor Dr. Friedrich Wilke stellt lest, die Mobilisierung 
von privatem Kapital zur Entlastung ÖMentlicher Haushalte sei unverzichtbar, indessen 
nicht das dominierende Anliegen. Leitmotiv von Sti/tungshochschulen sei vielmehr die 
stärkere Privatisierung. Den Hochschulen müsse mehr Autonomie eingeräumt werden. 
Die GRÜNE-Abgeordnete Dr. Ruth Seid1 merkt an, im Kern gehe es den Befürwortern 
um die formale Privatisierung bestehender öffentlich-rechtlicher Hochschulen, weil sie 
sich unter dem Stichwort .mehr Autonomie" erhoMlen die bestehenden Ein- 
flussmöglichkeiten von Seiten der Landespolltik zu unterlaufen Dies sei der Grund, die 
Forderung nach „Stiftungshochschulen" abzulehnen. (Seite;) 

nem Platz im Justizvollzugskrankenhaus 
Anhebung des Strafrahmens gefordert ~r0ndenb-s.  (Seite 15) 

Generaldebatte 
Das Landesparlament hat nach einer Ge- 
neraldebatie Lesung mehrheitlich den Haushalt verabschiedet. 2001 in dritter 

(Seite 3)  
Einzelpläne 
über v ie le  stunden hat der ~ ~ ~ d t ~ ~  die 
zelpläne des ~ ~ ~ ~ h ~ l ~ ~  2001 von wirtschaft 
bis ~i~~~~~~ am zweiten B~~~~~~~~~~ er- 
örtert, (Seite 5 )  

pOlizei 
Bei der Polizei ab nur Ein- 
stellungen in den gehobenen und höheren 
Dienst werden. 2,  

Seuche 
Alle FraMionen haben im Landwirtschafts- 
ausschuss an die EU appelliert, vorbeugen- 
de Schutzimpfungen gegen Maul- und 
Klauenseuche zu ermöglichen. (Seite 13) 

Die CDU-Fraktion hat im Landtag eine Reso- Opfer gleichzustellen. Justizminister Jochen Mutter Courage 
lution des Landschaftsverbandes Rheinland Dieckmann (SPD) stellte fest, es bedürfe kei- Sie stand als erste Frau an der Spitze des 
auf Anhebung des Strafrahmens des Para- ner Diskussion. dass erst recht Diskriminie- Parlaments. Die ehemalige Landtagspräsi- 
graphen 179 Strafgesetzbuch unterstützt. rung durch gesetzliche Vorschriften nicht dentin lngeborg Friebe, Ehrenname Mutter 

hinnehmbar sei. Courage. wird 70. (Seite 17) 
Der CDU-Abgeordnete Peter Biesenbach 
betonte im Plenum, der Strafrahmen des 5 
179 sei diskriminierend, da er den sexuellen 
Missbrauch und die Vergewaltigung wider- 
standsunfähiaer Personen als weniger straf- 
würdig qualifikiere. 

- 

Der SPD-Abgeordnete Hans-Willi Körfges 
hielt es für ehrenwert und nachvollziehbar, 
sich für einen strafrechtlich gleichwefligen 
Schutz aller Menschen vor sexuellen Uber- 
griffen einzusetzen. Dabei sei besonders das 
Anliegen, behinderte Menschen in gleicher 
Weise zu schützen, absolut unstreitig. 
Für die FDP-Fraktion erklärte der Abge- 
ordnete Dr. Robert Orth: ,,Wir wollen nicht, 
dass ein Täter zukünftig noch durch den 
Umstand begünstigt werden kann, dass sein 
Opfer widerstandsunfähig,war." 
Sybiile Haußmann, GRUNE-Abgeordnete, 
bekräftigte, man sei sich in dem Bestreben 
einig, behinderte und nichtbehinderte, wi- 
derstandsunfähige und widerstandsfähige Fastenzeit Zeichnung: NIK t m r t  (Rheinische Post) 








































